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Vorwort 

Die Europäische Union befindet sich noch immer im Wandel. Kurz nach der 
Konsolidierung im Vertrag von Lissabon zeigt sich in der Euro-Krise eine 
neuartige Form differenzierter Integration: Völkerrechtliche Verträge einiger 
Mitgliedstaaten fordern die Europäische Union in ihrer Verfasstheit heraus. 
Wie können diese Entwicklungen nicht nur beschrieben, sondern in den Pro-
zess der Konstitutionalisierung eingeordnet werden? Auf diese aktuellen 
Fragen will die vorliegende Arbeit Antworten gegeben und mithilfe einer 
Theorie der Rechtsperson den Wandel in der Europäischen Union aufdecken. 
Die Arbeit wurde im Wintersemester 2017/2018 von der Humboldt-
Universität zu Berlin als Dissertation angenommen. Sie wurde auf Vorschlag 
der Juristischen Fakultät mit dem Konrad Redeker-Preis 2018 ausgezeichnet 
und für die Drucklegung im Sommer 2018 aktualisiert. 

Meinem Doktorvater, Professor Dr. Christoph Möllers, danke ich herzlich 
für die stimulierende sowie im besten Sinne herausfordernde Betreuung und 
dabei insbesondere die Ermutigung, den verfassungstheoretischen Blick zu 
schärfen. Herrn Professor Dr. Matthias Ruffert danke ich für das zügige und 
anregende Zweitgutachten. Den Rahmen für dieses Projekt bot das DFG-
Graduiertenkolleg „Verfassung jenseits des Staates“ an der Humboldt-
Universität zu Berlin. Für die Gestaltung und den regen Austausch danke ich 
Professor Dr. Ingolf Pernice, Professor Dr. Lars Viellechner sowie Dr. Detlef 
v. Daniels. Ein Praktikum sowie die Mitarbeit im Juristischen Dienst des 
Rates seit Februar 2016 vertieften die Beschäftigung mit den praktischen 
Fragestellungen, wofür ich insbesondere Alberto de Gregorio Merino danke. 

Die Promotionszeit werde ich dank all der Freunde und Freundinnen in 
bester Erinnerung behalten und hier sei vor allem Dr. Matteo Bozzon, 
Dr. Julia Engels, Dr. Rafael Harnos, Mark Huessy, Dr. Jan Hauke Plaßmann, 
Dr. Jochen Rauber, Dr. Christopher Unseld und Hagen Zipperle dafür ge-
dankt, dass sie den Text ganz oder in Teilen Korrektur gelesen haben. Meinen 
Eltern, Marie-Luise Bauerschmidt und Stephan Steinlein, danke ich für die 
bedingungslose Unterstützung und Ermutigung auf all meinen Wegen. Nie-
mand hat jedoch die Entstehung dieser Arbeit auf ähnliche Weise begleitet 
wie meine Freundin Iulia-Alexandra Ionescu. Ihr ist dieses Buch gewidmet. 

 
Brüssel, im August 2018        Jonathan Bauerschmidt 
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§ 1. Einführung 

Die Staatsschuldenkrise hat die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten 
vor existenzielle Herausforderungen gestellt. Die Verpflichtung einer immer 
engeren Union wurde durch die Schuldenlast einiger Mitgliedstaaten in Frage 
gestellt und offen der Austritt aus der Währungsunion diskutiert. Zum Erhalt 
der Wirtschafts- und Währungsunion griff nicht nur die Europäische Zentral-
bank zu unkonventionellen Mitteln, es wurden auch neuartige Mechanismen 
zur Hilfe notleidender Mitgliedstaaten geschaffen und weitreichende Gesetze 
auf europäischer Ebene erlassen. 

Die Entwicklung der amerikanischen Hypotheken- zu einer globalen Fi-
nanz- und schließlich europäischen Staatsschuldenkrise hat zunächst die 
Kehrseite eines global vernetzten Wirtschafts- und Finanzsystems deutlich 
gemacht. Bei genauerer Betrachtung entpuppt sich die Krise aber auch als ein 
kraftvoller Katalysator für den Wandel in der Europäischen Union. Dabei 
birgt bereits die Krise jene Kreativität, die in einer gefährlichen Situation 
nach einer (politischen) Entscheidung verlangt. Solche Entscheidungen als 
Antwort auf die Staatsschuldenkrise wurden nicht nur im Rahmen des Uni-
onsrechts getroffen, sie wichen wiederholt auf das Völkerrecht aus und betei-
ligten dabei nur einige Mitgliedstaaten. 

Diese Untersuchung leitet eine doppelte These an: Einerseits stellen die 
völkerrechtlichen Verträge eine neuartige Form differenzierter Integration 
dar, die zu einem bemerkenswerten Wandel in der Rechtsperson der Europäi-
schen Union geführt haben. Andererseits ermöglicht erst ein grundlegendes 
Verständnis vom Begriff der Rechtsperson selbst, diesen Wandel aufzude-
cken und in die Konstitutionalisierungsprozesse im Angesicht fortschreiten-
der Europäisierung und Globalisierung einzuordnen. 

Um diese Doppelthese zu bearbeiten, ist eingangs zwischen drei Formen 
differenzierter Integration zu unterscheiden (I.). Hier soll diejenige dritte 
Form untersucht werden, die bisher am wenigsten erforscht ist und neuartige 
europarechtliche sowie grundlegende verfassungstheoretische Fragen auf-
wirft (II.). Bei genauer Betrachtung offenbart sich eine Blindstelle in der 
Verfassungstheorie, die bisher weitgehend eine Vogelperspektive eingenom-
men hat und Fragen der rechtlichen Organisation noch nicht hinreichend 
erschlossen hat (III.). Hieraus ergibt sich der Gang der Untersuchung (IV.). 
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I. Drei Formen differenzierter Integration 

Die erste Form differenzierter Integration bieten völkerrechtliche Verträge, 
die außerhalb des EU-Rechts zwischen einigen Mitgliedstaaten geschlossen 
werden. Daraus ergeben sich jedoch zwei Probleme: Zum einen müssen für 
solche Kooperationen auf völkerrechtlicher Basis eine Methode der Zusam-
menarbeit und entsprechende Institutionen erst noch geschaffen werden. Zum 
anderen drohen Konflikte mit dem geltenden Europarecht, das auch bei rein 
völkerrechtlicher Kooperation zwischen den Mitgliedstaaten Vorrang bean-
sprucht. So wurde beispielsweise für das Schengen-Recht vor seiner Einglie-
derung in den Vertrag von Amsterdam immer wieder ein Konflikt mit dem 
damaligen Gemeinschaftsrecht befürchtet. Solche rechtlichen Konflikte zwi-
schen dem Unionsrecht und einer rein völkerrechtlichen Kooperation dürften 
zunehmen, je näher die differenzierte Integration in Politikbereiche vorstößt, 
die zumindest teilweise von der EU geregelt sind. 

Die zweite Form differenzierter Integration ist innerhalb des EU-Rechts 
möglich. Prominentes Beispiel ist die Wirtschafts- und Währungsunion, die 
für die 19 Mitgliedstaaten, deren Währung der Euro ist, in Art. 136 ff. AEUV 
Sonderregelungen vorsieht. Die Vorschriften über die verstärkte Zusammen-
arbeit nach Art. 20 EUV bieten darüber hinaus einen generischen Rahmen 
innerhalb des EU-Rechts, damit integrationswillige Mitgliedstaaten enger 
zusammen arbeiten können. In beiden Fällen erlaubt das EU-Primärrecht, auf 
bestehende Methoden und Institutionen für die Koordinierung der Mitglied-
staaten zurück zu greifen.1 Damit wird das erste Problem rein völkerrechtli-
cher Kooperation gelöst. Schwieriger ist es, rechtliche Konflikte zwischen 
dem Recht differenzierter Integration und dem übrigen Europarecht zu ver-
meiden oder gegebenenfalls aufzulösen. Dafür werden die Unionsorgane 
verpflichtet, differenziertes Recht und sonstiges Europarecht miteinander in 
Einklang zu bringen.2 Auch wenn die Einzelheiten umstritten sind, werden 
somit grundsätzlich Mechanismen angeboten, das zweite Problem rein völ-
kerrechtlicher Kooperation zu überwinden. Obwohl die differenzierte Integra-
tion innerhalb des EU-Rechts somit der rein völkerrechtlichen Koordination 
überlegen scheint, ist sie doch klar begrenzt: Denn auch im Rahmen differen-
zierter Integration innerhalb des Unionsrechts ist es nicht möglich, der Euro-
päischen Union neue Kompetenzen zu übertragen, ohne das Primärrecht zu 
ändern. 

                                                           
1 In der Wirtschafts- und Währungsunion entsteht mit der Eurogruppe, die am Abend 

vor den Tagungen der Wirtschafts- und Finanzminister (Ecofin) zusammentritt, ein sehr 
einflussreiches und doch informelles Beratungsgremium. 

2 Für die verstärkte Zusammenarbeit insbesondere Art. 20 Abs. 4 EUV u. Art. 326 
AEUV zum Schutz des acquis communautaire und Art. 334 AEUV zum Kohärenzgebot. 
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Die dritte Form differenzierter Integration könnte möglicherweise die 
Schwächen der ersten beiden Formen überwinden und gleichzeitig deren 
Stärken bewahren. Ist es möglich, einen völkerrechtlichen Vertrag in einer 
Gruppe williger und fähiger Mitgliedstaaten abzuschließen und gleichzeitig 
auf die Institutionen der EU zurückzugreifen? Wenn ja, könnten die Unions-
organe ihre Instrumente anwenden, um die Mitgliedstaaten zu koordinieren. 
Dies wäre eine Antwort auf das erste Problem. Die Unionsorgane sind auch 
besonders mit dem Unionsrecht vertraut, so dass sie potentielle Konflikte 
zwischen dem Recht differenzierter Integration und dem sonstigen Unions-
recht frühzeitig erkennen und verhindern können. Sie könnten sogar zur Ver-
hinderung solcher Konflikte verpflichtet sein. Damit würden sie helfen, das 
zweite Problem zu lösen. Schließlich werden völkerrechtliche Verträge zwi-
schen Mitgliedstaaten nicht nach dem Änderungsverfahren für die europäi-
schen Verträge abgeschlossen und verhandelt. Damit können sie zwar nicht 
die Kompetenzen der Europäischen Union erweitern. Sie könnten aber mög-
licherweise dazu genutzt werden, den Unionsorganen neue Aufgaben zu über-
tragen. 

II. Gegenstand und Fragestellung 

Gegenstand dieser Untersuchung ist die differenzierte Integration in der drit-
ten Form. Sie ist bisher am wenigsten untersucht und wirft grundlegende 
europarechtliche und verfassungstheoretische Fragen auf. 

Europarechtlich ist dabei erstens problematisch, ob die EU-Organe außer-
halb der durch die europäischen Verträge geschaffenen Rechtsordnung einge-
setzt werden dürfen und zweitens, welchen Bindungen sie dabei unterliegen. 
Bei der Frage des „Ob“ wird dabei oft der Begriff der Organleihe ins Spiel 
gebracht, um den Einsatz von EU-Institutionen im Rahmen völkerrechtlicher 
Verträge zu beschreiben, ohne dass der Begriff näher bestimmt wird.3 Dass 
der Einsatz von EU-Organen bei differenzierter Integration durch Völkerrecht 
grundsätzlich möglich ist, wurde vom EuGH zuletzt in der Rechtsache Pring-
le bestätigt. Der Gerichtshof hatte die Frage zu beantworten, ob es europa-
rechtlich zulässig ist, die Europäische Kommission und die Europäische 
Zentralbank im Rahmen des ESM-Vertrages einzusetzen. Der EuGH hält den 
Einsatz von Unionsorganen innerhalb eines völkerrechtlichen Vertrages der 
Mitgliedstaaten unter drei Bedingungen für zulässig:4 Erstens darf die Koope-
ration nicht im ausschließlichen Zuständigkeitsbereich der EU erfolgen. 
Zweitens dürfen die Organe nur mit Aufgaben wie der Koordinierung einer 
von den Mitgliedstaaten gemeinsam unternommenen Aktion oder der Ver-
                                                           

3 Fischer-Lescano/Oberndorfer, NJW 2013, 9; Pilz, Europäische Stabilitätsmechanis-
mus, S. 68. 

4 EuGH, Rs. C-370/12, EU:C:2012:756 Rn. 158 – Pringle. 
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waltung einer Finanzhilfe betraut werden. Und drittens dürfen diese Aufga-
ben nicht diejenigen Befugnisse verfälschen, die den Organen durch das eu-
ropäische Primärrecht übertragen wurden. Die Reichweite dieses Urteils ist 
noch vollkommen unklar.5 Insbesondere die weite Formulierung „Aufgaben 
zur Koordinierung gemeinsam unternommener Aktionen“ lässt unterschied-
lichste Integrationsschritte möglich erscheinen. Darüber hinaus ist auch kein 
EU-Organ von vornherein ausgeschlossen. So könnte man beispielsweise 
erwägen, ob auch das Europäische Parlament im Rahmen eines völkerrechtli-
chen Vertrages Aufgaben übernehmen kann. 

Verfassungstheoretisch6 stellt sich die Frage, wie ein möglicher Einsatz 
von Unionsorganen außerhalb der durch die europäischen Verträge geschaf-
fenen Rechtsordnung zu bewerten ist. Dabei wird Verfassung hier verstanden 
als historische Errungenschaft, die Recht und Politik strukturell miteinander 
koppelt und so gleichzeitig die Verrechtlichung von Politik und die Politisie-
rung von Recht ermöglicht.7 Im Hinblick auf die Europäische Wirtschaftsge-
meinschaft hat der EuGH den EWG-Vertrag als „Verfassungsurkunde“ (char-
te constitutionnelle de base) bezeichnet8 und auch nationale Verfassungsge-
richte haben auf den Verfassungscharakter der europäischen Verträge für 
diese Organisation hingewiesen.9 Hier schließt ein Deutungsansatz an, der die 
europäischen Verträge darauf untersucht, wie weit sich im Integrationspro-
zess Verfassungsstrukturen herausgebildet haben und dies zu einer Konstitu-
tionalisierung geführt hat. Diese sogenannte Verfassungs- oder Konstitutiona-
lisierungsdebatte bezog sich zunächst auf die Europäischen Gemeinschaften10 

                                                           
5 Vgl. bspw. die Besprechungen von Craig, EL Rev. 37 (2013), 231; Peers, EuConst 9 

(2013), 37; de Witte/Beukers, CML Rev. 50 (2013), 805, 843. 
6 Grundlegend zur Verfassungstheorie Jestaedt, Verfassung hinter der Verfassung, 

S. 21–72 sowie ihrem Verhältnis zur Verfassungsdogmatik, S. 73–96. 
7 Luhmann, Rechtshistorisches Journal (9) 1990, 176, 193–201 u. 208–215; ders.; Recht 

der Gesellschaft, S. 468–481. Vergleichbare Ansätze, Verfassung theoretisch zu begreifen, 
bieten Habermas, Faktizität und Geltung, S. 167–186 als deliberativer Zirkel zwischen 
subjektiven Rechten und Demokratie sowie Kelsen, Allgemeine Staatslehre, S. 234 als 
Verrechtlichung der demokratisch-parlamentarischen Rechtserzeugung. 

8 EuGH, Rs. 294/83, Slg. 1986, 1339 Rn. 23 – Les Verts. Ähnlich zuvor bereits die 
Schlussanträge von GA Lagrange, Rs. 6/64, Slg. 1964, 1279, 1291 – Costa/ENEL „vom 
Vertrage geschaffene Verfassungssystem“ u. EuGH, Gutachten 1/76, Slg. 1977, 741 Rn. 12 
– Stillegungsfonds „innere Verfassung der Gemeinschaft“. Anschließend EuGH, 
Gutachten 1/91, Slg. 1991, 6079 Rn. 21 – EWR I „Verfassungsurkunde einer Rechtsge-
meinschaft“ u. zuletzt etwa EuGH, Gutachten 2/13, EU:C:2014:2454 Rn. 38 – EMRK II 
„Verfassungsurkunde der Union“. 

9 BVerfGE 22, 293, 296 – EWG-Verordnungen „Der EWG-Vertrag stellt gewisserma-
ßen die Verfassung dieser Gemeinschaft dar.“ 

10 Hallstein, Zu den Grundlagen und Verfassungsprinzipien der Europäischen Gemein-
schaften, FS Ophüls (1965), S. 1; Ipsen, Fusionsverfassung Europäische Gemeinschaften 
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und die Europäische Union,11 wurde darüber hinaus aber auch auf das Völ-
kerrecht ausgeweitet.12 Als Teil dieser Debatte wurden mit Bezug zur Euro-

                                                           
(1969), S. 21 „Geltende Gemeinschafsverfassungen“; Stein, AJIL 75 (1981), 1 „Transnati-
onal Constitution“; Weiler, YEL 1 (1981), 267, 270 „constitutionalisation of the Treaties“; 
Krislov/Ehlermann/Weiler, Political Organs and the Decision-Making Process in the US 
and the EC (1986), S. 13–16 „Constitution v. Treaty Between States“; Lenaerts, Le juge et 
la Constitution aux États-Unis d’Amérique et dans l’ordre juridique européen (1988), 
Rn. 244 „constitutionnalisation“; Mancini, CML Rev. 26 (1989), 595 „Making of a Consti-
tution for Europe“; Lenaerts, AJCL 38 (1990), 205 „Constitutionalism and the Many Faces 
of Federalism“; Steinberger, Verfassungsstaat als Glied einer europäischen Gemeinschaft, 
VVDStRL 50 (1991), 9, 11 „verfassungsstaatliche Prinzipien“; Weiler, Yale Law Journal 
100 (1991), 2403, 2413–2419 „Constitutionalization of the Community Legal Structure“. 
Vorsichtiger Pescatore, Gemeinschaftsverträge als Verfassungsrecht (1981), S. 323 ff. u. 
Bieber, Verfassungsentwicklung und Verfassungsgebung in der Europäischen Gemein-
schaft (1991), S. 404 f., die offen lassen, ob die europäischen Verträge a priori oder 
a posteriori eine Verfassung bilden. 

11 v. Bogdandy, Verfassung der europäischen Integrationsgemeinschaft als supranatio-
naler Union (1993), S. 97; Curtin, CML Rev. 30 (1993), 17 „The Constitutional Structure 
of the Union: A Europe of Bits and Pieces“; Herdegen, Vertragliche Eingriffe in das 
Verfassungssystem der Europäischen Union (1995), S. 447; Kluth, Die demokratische 
Legitimation in der EU (1995), S. 95 f. „komplexe gemischte Verfassung“; Oeter, ZaöRV 
59 (1999), 901 „Europäische Integration als Konstitutionalisierungsprozeß“; Weiler, Con-
stitution of Europe (1999), S. 221 „Reformation of European Constitutionalism“; Craig, 
ELJ 7 (2001), 125, 128 „constitutional legal order“; Simon, Système juridique 
communautaire (2001), Rn. 48 f. „système constitutionnel communautaire“ u. „bases 
constituionnelles du droit communautaire“; Walker, MLR 65 (2002), 317, 339 „Constituti-
onal Pluralism“; Poiares Maduro, Contrapunctual Law: Europe’s Constitutional Pluralism 
in Action (2003), S. 501; Kumm, ELJ 11 (2005), 262, 281 „Constitutionalism Beyond the 
State“; Schütze, European Constitutional Law (2012), S. 47–77 „Constitutional Nature: A 
Federation of States“; Habermas, Zur Verfassung Europas (2012), S. 39; Isiksel, Europe’s 
Functional Constitution (2016), S. 67–92 „Functional Constitutionalism in the EU“. Ab-
lehnend dagegen Grimm, JZ 1995, 581 „Braucht Europa eine Verfassung?“; Koenig, DÖV 
1998, 268, 275 „falsa damonstratio nocet“; kritisch auch Haltern, AöR 128 (2003), 511, 
545 ff.; ders., ELJ 9 (2003), 14 „Failure and Promise of Constitutionalism in the European 
Imagination“. Zur Diversität der einzelnen „verfassungsrechtlichen Erzählungen“ siehe 
Avbelj, GLJ 9 (2008), 1. 

12 Fassbender, Columbia Journal of Transnational Law 36 (1998), 529, 568–584 „U.N. 
Charter as a Constitution“; Frowein, Konstitutionalisierung des Völkerrechts (2000), 
S. 427; Uerpmann, JZ 2001, 565 „Internationales Verfassungsrecht“; de Wet, ICLQ 55 
(2006), 51 „International Constitutional Order“; Kadelbach/Kleinlein, AVR 44 (2006), 235 
„Überstaatliches Verfassungsrecht“; Preuß, Equality of States – Its Meaning in a Constitu-
tionalized Global Order (2008), S. 17; Klabbers/Peters/Ulfstein, Constitutionalization of 
International Law (2009), S. 19 ff., 153 ff.; Petersen, Demokratie als teleologisches Prin-
zip, S. 215; Peters, ZÖR 65 (2010), 3, 10 „Herausbildung von globalem Verfassungsrecht 
begleitet von Konstitutionalismus“. Monographisch nunmehr Kleinlein, Konstitutionalisie-
rung im Völkerrecht (2012), S. 315 ff. Zu Unterschieden und Gemeinsamkeiten der euro-
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päischen Union Elemente einer Theorie der Verfassung Europas13 und eine 
europäische Prinzipienlehre14 formuliert. Ein weiterer Strang der Konstitutio-
nalisierungsdebatte beschäftigt sich damit, wie der Zusammenschluss zwi-
schen Europäischer Union und ihren Mitgliedstaaten am besten zu begreifen 
ist: Handelt es sich dabei um einen Staatenverbund,15 einen Verfassungsver-
bund,16 einen Bund,17 eine Föderation18 oder in Anlehnung an die Entstehung 
der Vereinigten Staaten von Amerika um eine Föderation von Staaten?19 

Die vorliegende Arbeit will einen Beitrag zu dieser Konstitutionalisie-
rungsdebatte leisten. Ihr geht es dabei aber weniger um die Frage, ob die 
Europäische Union eine Verfassung hat, braucht oder überhaupt verfassungs-
fähig ist. Ihr liegt vielmehr die Annahme zugrunde, dass die europäischen 
Verträge sowie ihre Verbindungen zur mitgliedstaatlichen und Völkerrechts-
ordnung verfassungstheoretisch darauf untersucht werden können, ob sie die 
Verrechtlichung von Politik und die Politisierung von Recht ermöglichen.20 
Mit anderen Worten: Ob die Europäische Union eine Verfassung hat, ist we-
niger wichtig als eine verfassungstheoretische Untersuchung der europarecht-
lichen Institutionen und Verfahren darauf, wie sie Recht und Politik mitei-
nander koppeln. 

III. Die Rechtsperson – eine Blindstelle in der Verfassungstheorie 

Nähert man sich der hier untersuchten dritten Form differenzierter Integrati-
on, wird jedoch bald eine Blindstelle in der Verfassungstheorie deutlich. So 
hat mit Bezug auf das Pringle-Urteil Matthias Ruffert festgestellt, dass die 
verfassungstheoretischen Untersuchungen der europäischen Rechtsordnung 
vorwiegend eine Makro-Perspektive eingenommen haben, um etwa mit Kon-

                                                           
parechtlichen und völkerrechtlichen Konstitutionalisierungsdiskurse siehe Ley, ZaöRV 69 
(2009), 317. 

13 Peters, Elemente einer Theorie der Verfassung Europas, insbes. S. 91 f. u. 761 f. 
14 v. Bogdandy, Europäische Prinzipienlehre, S. 149; ders., Grundprinzipien, S. 27, wo-

nach Grundprinzipien als Verfassungsprinzipien verstanden und bearbeitet werden können. 
15 BVerfGE 89, 155, 183–186 – Maastricht. Kirchof, Maastricht-Urteil des BVerfG, in: 

Staatenverbund der Europäischen Union, S. 11. 
16 Pernice, Bestandssicherung der Verfassungen, S. 261 ff.; ders., Verfassungsverbund, 

S. 102. 
17 Schönberger, AöR 129 (2004), 81, 98–102 u. 117–119 im Anschluss und in Ausei-

nandersetzung mit Schmitt, Verfassungslehre, S. 363 ff. u. Huber, Deutsche Verfassungs-
geschichte seit 1789 I, S. 658 ff. 

18 Beaud, Théorie de la fédération, S. 1; ders., RDP 114 (1998), 83. 
19 Schütze, From Dual to Cooperative Federalism, S. 69–73; ders., European Constitu-

tional Law, S. 47–77 „Constitutional Nature: A Federation of States“. 
20 Möllers, Verfassunggebende Gewalt – Verfassung – Konstitutionalisierung, S. 250 

sowie die anschließende Analyse S. 250–271. 
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stitutionalisierung oder Föderalismus das Verhältnis zwischen der Europäi-
schen Union und ihren Mitgliedstaaten zu bestimmen. Es fehle jedoch auf 
einer Mikro-Ebene ein adäquates Modell, um die Verknüpfung von Recht 
und Organisation zu begreifen. Als zentrales Desiderat sieht Ruffert die Ent-
wicklung einer Theorie der juristischen Person (legal person, personne mora-
le), um rechtliche Organisationsstrukturen sichtbar zu machen. Dabei sollen 
Makro- und Mikro-Ebene innerhalb der Verfassungstheorie keinesfalls ge-
geneinander ausgespielt werden, vielmehr bestehe zwischen beiden ein kom-
plementäres Verhältnis.21 

Diese Unterscheidung zwischen verfassungstheoretischer Makro- und 
Mikro-Perspektive kann ein Vergleich mit der Wirtschaftswissenschaft illust-
rieren: So befasst sich innerhalb der Wirtschafstheorie ein Teilgebiet mit den 
gesamtwirtschaftlichen Märkten und deren Zusammenhängen, das als Makro-
ökonomie bezeichnet wird. Dem wird die Mikroökonomie gegenüber gestellt, 
die sich mit dem wirtschaftlichen Verhalten einzelner Wirtschaftssubjekte 
auseinander setzt.22 Ein wichtiger, wenn auch lange vernachlässigter Teil der 
Mikroökonomie befasst sich mit der Organisation von Unternehmen. Der 
Ökonom Ronald Coase widmete sich in einem bahnbrechenden Aufsatz einer 
allgemeinen Organisationstheorie für die Wirtschaftswissenschaften. Unter 
dem Titel „The Nature of the Firm“ fragte er, warum bestimmte Organisatio-
nen existieren, die sich mit den tradierten Werkzeugen der Preismechanismen 
auf dem offenen Markt nicht beschreiben ließen. Seine Antwort war so ein-
fach wie bestechend: Die am offenen Markt entstehenden Transaktionskosten 
können innerhalb von Organisationen, die eigenen Organisationsprinzipien 
folgen, eingespart werden.23 Die so umrissene Organisationstheorie ist heute 
nicht nur ein Grundpfeiler der Mikroökonomie, die sich komplementär zur 
Makroökonomie verhält, mit ihr lassen sich auch tiefe Einblicke in komplexe 
Organisationen und ihre Auswirkungen auf die Wirtschaft gewinnen.24 

Auch in der Verfassungstheorie verspricht eine Mikro-Perspektive Einbli-
cke in die organisationsrechtlichen Grundlagen, die eine strukturelle Koppe-
lung von Recht und Politik ermöglichen. Darüber hinaus sollte diese Mikro-

                                                           
21 Ruffert, ELJ 20 (2014), 346, 352 ff. 
22 Engelkamp/Sell, Einführung in die Volkswirtschaftslehre, S. 39; Mankiw, Principles 

of Economics, S. 27. 
23 Coase, The Nature of the Firm, in: The Firm, the Market and the Law, S. 40: „the op-

eration of a market costs something and by forming an organisation and allowing some 
authority (an ‚entrepreneur‘) to direct the resources, certain marketing costs are saved.“ 
Zuerst veröffentlicht in Economica 4 (1937), 386. 

24 Coase, Industrial Organisation, in: The Firm, the Market and the Law, S. 57. Zur 
Wirkung von Coases Aufsatz siehe etwa den von Oliver/Winter herausgegebenen Sammel-
band The Nature of the Firm – Origins, Evolution, and Development sowie das von 
Kroszner/Putterman herausgegebene Studienbuch The Economic Nature of the Firm. 
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Perspektive auch anschlussfähig für Betrachtungen aus einer Makro-
Perspektive sein, um Organisationsstrukturen nicht nur zu beschreiben, son-
dern auch zu bewerten. 

Wie sehr eine Mikro-Perspektive derzeit noch fehlt, zeigt sich gerade im 
Umgang mit den hier untersuchten Formen differenzierter Integration im 
Europarecht. Wendet man sich den Ansätzen zu, mit denen der Einsatz von 
Unionsorganen in völkerrechtlichen Verträgen untersucht werden soll, 
herrscht große Unsicherheit. Während der EuGH eine Begriffsbestimmung 
erst gar nicht wagt,25 wird dies in der Literatur als „Organleihe“26 oder „bor-
rowing of institutions“27 bezeichnet und der neuartige Charakter herausge-
stellt. Ob diese Autoren an die von Hans J. Wolff entwickelte Figur der Or-
ganleihe anschließen,28 ist jedoch nur schwer auszumachen, da der Begriff 
der Organleihe von zeitgenössischen Autoren meist unreflektiert im Europa-
recht angewendet wird. 

Ein weiteres vielversprechendes Theorieangebot stellt Georges Scelles dé-
doublement fonctionnel dar. Dies besagt, dass die Völkerrechtsordnung – 
obwohl sie kaum eigene Organe besitzt – sich zur Rechtsetzung, Auslegung 
und Durchsetzung staatlicher Organe bedient. Staatliche Organe werden bei 
der Anwendung von Völkerrecht doppelt tätig: für ihre eigene Rechtsordnung 
und die Völkerrechtsordnung.29 Wird Scelles Theorie der Funktionenverdop-
pelung bisher auch noch nicht in der Diskussion verwendet, hat sie großes 
Potential zu erklären, wie Unionsorgane ihre Funktion verdoppeln, wenn sie 
im Rahmen eines völkerrechtlichen Vertrages tätig werden. 

IV. Gang der Untersuchung 

Aus den offenen Fragen ergibt sich der Gang der Untersuchung, der in drei 
Teile untergliedert ist. Dabei ist erstens in einer verfassungstheoretischen 
Grundlegung die Mikro-Ebene zu entwickeln und ihr Verhältnis zur Makro-
Ebene zu bestimmen. Dafür werden zunächst Stellung und Funktion der 
Rechtsperson in der Verfassungstheorie für den Nationalstaat entwi-
ckelt (§ 2.). Mit der zunehmenden Europäisierung und Globalisierung verän-
dert sich jedoch die Rechtsperson und ihre Organe übernehmen Funktionen, 
die nicht mehr vollständig von einer (nationalen) Verfassung geregelt wer-
den. Die damit einhergehende Verknüpfung von Organisationen, die in unter-
schiedlichen Rechtsordnungen inkorporiert sind, lässt sich nur schwer fassen. 

                                                           
25 EuGH, Rs. C-370/12, EU:C:2012:756 Rn. 158 – Pringle. 
26 Fischer-Lescano/Oberndorfer, NJW 2013, 9; Pilz, Europäische Stabilitätsmechanis-

mus, S. 68. 
27 de Witte, EuConst 11 (2015), 434, 443; Peers, EuConst 9 (2013), 37. 
28 Wolff/Bachof, Verwaltungsrecht II, § 75 I, S. 62. 
29 Scelle, Phénomène juridique du dédoublement fonctionel, S. 324. 
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Hier wird jedoch ein Ansatz funktioneller Verdoppelung entwickelt, der auf 
einer Mikro-Ebene fähig ist, die Verknüpfung von Organisationen aufzude-
cken, und auf einer Makro-Ebene diese auch verfassungstheoretisch bewerten 
kann (§ 3.). Welche Einsichten dieser Ansatz in die Verknüpfung von Orga-
nisationen ermöglicht, soll anschließend rechtsvergleichend herausgearbeitet 
werden (§ 4.). 

Auf der Folie dieser verfassungstheoretischen Grundlegung ist in einem 
zweiten Teil einerseits zu beleuchten, was sich auf der verfassungstheoreti-
schen Mikro-Ebene im Recht der Europäischen Union findet. Mit anderen 
Worten ist die Rechtsperson der Europäischen Union, mit den ihr eigenen 
Organisationsprinzipien, herauszuarbeiten (§ 5.). Andererseits ist nicht nur 
der Begriff der differenzierten Integration näher zu beleuchten, sondern auch 
die unionsrechtlichen Schranken für jene Form zu bestimmen, die differen-
zierte Integration durch völkerrechtliche Verträge einiger Mitgliedstaaten 
vorantreibt (§ 6.). 

In einem dritten Teil sind völkerrechtliche Verträge einiger Mitgliedstaa-
ten näher zu untersuchen, die auf Unionsorgane zurückgreifen. Dabei werden 
hier mit dem Vertrag zur Einrichtung des Europäischen Stabilitätsmechanis-
mus (ESM-Vertrag), dem Vertrag über Stabilität, Koordinierung und Steue-
rung in der Wirtschafts- und Währungsunion (SKS-Vertrag) sowie dem 
Übereinkommen über die Übertragung von Beiträgen auf den einheitlichen 
Abwicklungsfonds und über die gemeinsame Nutzung dieser Beiträge (Bei-
träge-Übereinkommen) drei völkerrechtliche Verträge als Beispiel genom-
men, die im Zuge der Finanzkrise juristisches Neuland betreten haben. Mit-
hilfe der im ersten und im zweiten Teil entwickelten Grundlagen lässt sich 
zeigen, dass diese Verträge nicht nur europarechtlich zulässig sind, sondern 
im Zusammenspiel von Organen unterschiedlicher Rechtsordnungen legisla-
tive (§ 7.), exekutive (§ 8.) und judikative Funktionen ausgeübt werden (§ 9.). 

Abschließend sollen die Auswirkungen differenzierter Integration durch 
Völkerrecht auf die europäische Verfassungsarchitektur in einer Schlussbe-
trachtung und einem Ausblick reflektiert werden (§ 10.). 
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